
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 5 R 116/14 B 
 
L 10 R 9/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 9 R 202/08 (SG Hildesheim) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………., 
  
 

g e g e n 
 
Deutsche Rentenversicherung Braunschweig-Hannover, 
Kurt-Schumacher-Straße 20, 38102 Braunschweig, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. August 2014 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 27. Februar 2014 wird als un-

zulässig verworfen. 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im vorbezeichneten Urteil Prozesskostenhilfe zu bewilli-

gen und Rechtsanwalt E.      B.       aus H.         beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 27.2.2014 hat das LSG Niedersachsen-Bremen einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung abgelehnt. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt und beantragt, ihm Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt 

E.      B.      aus H.        beizuordnen. In der Beschwerdebegründung werden Verfahrensfehler 

geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müs-

sen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Dar-

über hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausge-

hend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit 

einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der gel-

tend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisan-

trag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 103 SGG). Er trägt vor, das 

- vom LSG eingeholte - Gutachten des Dr. I.     stehe im krassen Gegensatz zu dem "Gutachten 

des Psychologen" Herrn Dr. med. R.      , der klar ausführe, dass bei ihm - dem Kläger - seit 

Jahren Depressionen und Ängste bekannt seien und er unter einer Angsterkrankung mit Panik-

attacken leide und in Folge eines depressiven Syndroms. Bei Zweifeln hätte das Gericht 
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Dr. R.       in der mündlichen Verhandlung anhören müssen und daneben aufgrund der 

widersprüchlichen Gutachten Dr. I.     zum Gerichtstermin laden müssen. 

 

Damit hat der Kläger bereits nicht dargetan, einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag ge-

stellt zu haben. Zur Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags muss nicht nur 

die Stellung des Antrags, sondern auch aufgezeigt werden, über welche im Einzelnen bezeich-

neten Punkte Beweis erhoben werden sollte. Denn Merkmal eines Beweisantrags ist eine be-

stimmte Tatsachenbehauptung und die Angabe des Beweismittels für diese Tatsache (BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 6 mwN). Ferner hat der Kläger nicht schlüssig dargetan, den 

Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch entsprechenden Hinweis zu 

Protokoll aufrechterhalten zu haben. 

 

Soweit der Kläger sinngemäß rügt, das LSG habe Hinweis- und Fürsorgepflichten aus § 106 

Abs 1, § 112 Abs 2 S 1 SGG sowie die Grundsätze einer fairen Verfahrensführung (Art 2 Abs 1 

iVm Art 20 Abs 3 GG; Art 6 Abs 1 EMRK) verletzt, weil es ihn im Rahmen der mündlichen Ver-

handlung nicht zur Stellung weiterer Beweisanträge angehalten habe, verkennt er, dass die Tat-

sachengerichte generell nicht verpflichtet sind, auf die Stellung von Beweisanträgen hinzuwirken 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; BSG Beschluss vom 28.5.1997 - 9 BV 144/96 - Juris RdNr 3). 

Hält das Tatsachengericht eine Beweisaufnahme für notwendig, so hat es keinen entsprechen-

den Beweisantrag herbeizuführen, sondern den Beweis von Amts wegen auch ohne Antrag zu 

erheben. Lehnt es die Beweiserhebung dagegen ab, so muss es nicht kompensatorisch auf ei-

nen Beweisantrag hinwirken und damit helfen, eine Nichtzulassungsbeschwerde vorzubereiten 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 13; Becker, SGb 2007, 328, 331; Berchtold, Prozesse in Sozialsa-

chen, 2009, § 7 RdNr 132; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 132). Keinesfalls kann über den Umweg des § 106 Abs 1 SGG und 

des § 112 Abs 2 S 1 SGG ein Beweisantrag, der weder unmittelbar vor noch in der mündlichen 

Verhandlung wiederholt und deshalb nicht gestellt worden ist, zur Revisionszulassung führen, 

weil sonst die Vorgaben des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG iVm § 103 SGG umgangen werden 

könnten. 

 

Soweit der Kläger letztlich im Kern seines Vorbringens das Ergebnis der Beweiswürdigung 

(§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG angreift, kann eine Verfahrensrüge nach der ausdrücklichen 

Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeint-

liche - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begrün-

dung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revi-

sionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Da die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, kann dem 

Kläger für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von 
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Rechtsanwalt B.      nicht gewährt werden (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 Abs 1 S 1, § 121 

Abs 1 ZPO). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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